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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit widmet sich den neuartigen Rechtsstrukturen und der 
völkerrechtlichen Zusammenarbeit für den Schutz des Klimas, die im Kyoto Pro-
tokoll angelegt sind. Die Industriestaaten verpflichteten sich in diesem Protokoll, 
die Emissionen von Treibhausgasen zu senken, um das Klimasystem der Erde vor 
gefährlichen anthropogen bedingten Störungen zu schützen. Dabei trifft  diese Staa-
ten eine besondere Verantwortung für den Klimaschutz, weil sie in der Vergangen-
heit mehr Treibhausgase emittiert haben und ihnen die Mittel und Technologien 
zum Schutz des Klimas in größerem Umfang als den Entwicklungsländern zur Ver-
fügung stehen. Ein nachhaltiger Schutz des Klimasystems aber fordert  letztlich, 
dass alle Staaten ihrer gemeinsamen Verantwortung für den Erhalt der Erdatmo-
sphäre gerecht werden. 

Das Kyoto Protokoll wird am 16. Februar 2005 in Kraft  treten. Mit den Kyoto 
Mechanismen hat es neue internationale Kooperationsformen geschaffen.  Sie er-
lauben den Vertragsparteien, das Klima gemeinsam zu schützen und dadurch ihre 
Reduktionsverpflichtungen möglichst kostengünstig zu erfüllen. Der private Sektor 
wird in den Klimaschutz eingebunden, um nicht nur staatliche Gelder und staatli-
chen Sachverstand, sondern auch privates Kapital und industrielle Erfahrung  für 
den Schutz der Erdatmosphäre zu nutzen. Die Industriestaaten können mit Emis-
sionsreduktionen international handeln, untereinander oder mit Entwicklungslän-
dern Projekte zum Schutz des Klimas durchführen  und sich die aus diesen Projek-
ten hervorgehenden Emissionsreduktionen auf ihre Reduktionsverpflichtungen an-
rechnen lassen. Die Zusammenarbeit im Rahmen des Mechanismus für umweltver-
trägliche Entwicklung bezieht auch die Entwicklungsländer unmittelbar in die 
Anstrengungen zum Klimaschutz im Kyoto Protokoll ein. 

Im internationalen Klimaschutzregime haben die Vertragsparteien den Vorsor-
gegrundsatz zur Leitlinie ihres Handelns gemacht. Die besondere Verantwortung 
heutiger Entscheidungsträger gegenüber nachfolgenden Generationen zum Erhalt 
der Erdatmosphäre verdeutlicht das Leitkonzept der nachhaltigen Entwicklung. 
Die Kyoto Mechanismen zeigen, dass die Staaten bei der Lösung globaler Umwelt-
schutzprobleme zunehmend kooperationsbereit sind. Mit dieser staatenübergrei-
fenden Aufgabe, mit seinen modernen Handlungsformen und seinem Entwick-
lungsauftrag lässt das Kyoto Protokoll neuartige Strukturen eines Völkerrechts der 
Zukunft erkennen. 

Meine nunmehr publizierte Arbeit wurde im Sommersemester 2003 von der 
Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Rheinischen Friedrich-Wil-
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helms-Universität Bonn als Dissertation angenommen. Sie wurde vor der Druck-
legung aktualisiert. 

Mein besonderer Dank gilt meinem Doktorvater und Lehrer Prof.  Dr. Dr. Rudolf 
Dolzer für seine wissenschaftliche und persönliche Unterstützung. Die Mitarbeit 
an seinem Institut für Völkerrecht in Bonn erlaubte mir vertiefende Einblicke in 
die aktuellen Völker- und europarechtlichen Entwicklungen und ihre staatsrecht-
lichen Voraussetzungen. Danken möchte ich auch Herrn Prof.  Dr. Matthias Her-
degen, der das Zweitgutachten erstellte. Sehr hilfreich war die enge Zusammen-
arbeit mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit. Für die Aufnahme der vorliegenden Arbeit in die Reihe „Schriften zum Um-
weltrecht" bin ich Herrn Prof.  Dr. Michael Kloepfer dankbar. Der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft  gebührt mein Dank für die Gewährung eines Druck-
kostenzuschusses. Ein besonderer Dank gilt meinen Eltern und meinem Mann. 
Gewidmet ist dieses Buch unseren Kindern. 

Hannover im Juli 2004 Charlotte  Kreuter-Kirchhof 
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1. Teil 

Das Kyoto Protokoll - ein Überblick 

Das Klima auf der Erde verändert sich. Mit sehr großer Wahrscheinlichkeit 
erwärmen menschliche Einflüsse die Erdatmosphäre. Nach wissenschaftlichen 
Erkenntnissen führen zunehmende Emissionen von Treibhausgasen zu einem an-
thropogen bedingten Treibhauseffekt.  So hat sich die globale durchschnittliche 
Temperatur an der Erdoberfläche  im 20. Jahrhundert um rund 0,6°C erhöht. Bis 
zum Jahr 2100 wird mit einer Erwärmung zwischen 1,4°C und 5,8°C im Vergleich 
zu den Werten des Jahres 1990 gerechnet. Diese Erwärmung hat schwerwiegende 
Auswirkungen auf den Menschen und das Ökosystem Erde: Der mittlere Meeres-
spiegel ist weltweit in den letzten 100 Jahren zwischen 10 und 20 cm angestiegen. 
Es wird damit gerechnet, dass er bis zum Jahr 2100 zwischen 9 cm und 88 cm an-
steigen wird. Der Klimawandel ist ein globales Umweltproblem mit komplexen 
Auswirkungen auf Flora und Fauna, auf wirtschaftliche, politische, soziale und 
technologische Prozesse und auf die Politik. Die Erwärmung der Erdatmosphäre 
wirkt sich in den einzelnen Regionen der Erde für die dort lebenden Menschen 
unterschiedlich aus. Besonders betroffen  sind die Länder in der Dritten Welt, die 
zudem weniger Möglichkeiten haben, geeignete Maßnahmen zur Anpassung an 
den Klimawandel zu ergreifen.  Angesichts dieses globalen Umweltproblems ist 
die Solidarität der Völkergemeinschaft  gefordert.  Aufgrund der Langlebigkeit der 
meisten Treibhausgase muss die internationale Gemeinschaft bei ihren Maßnah-
men zum Schutz des Klimasystems der Erde insbesondere auch die Belange künf-
tiger Generationen berücksichtigen. Es geht im Kern darum, den Lebensraum Erde 
auch für unsere Kinder zu bewahren1. 

A. Die Klimarahmenkonvention als Grundlage 
des Kyoto Protokolls 

Die Staatengemeinschaft reagierte auf die alarmierenden wissenschaftlichen Er-
kenntnisse über den Klimawandel und erarbeitete das „Rahmenübereinkommen 
der Vereinten Nationen über Klimaänderungen"2. Es wurde anlässlich des Umwelt-

1 Zum wissenschaftlichen Sachstand siehe ausführlich 2. Teil. 
2 Der Text der Klimarahmenkonvention ist auf der Internetseite des Klimasekretariats zu 

finden (www.unfccc.int) oder in ILM 31 (1992), S. 849. Der deutsche Text ist abgedruckt in 

3 Kreuter-Kirchhof 

http://www.unfccc.int
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gipfels in Rio de Janeiro 1992 von 154 Staaten unterzeichnet3. Am 21. März 1994 
trat es am neunzigsten Tag nach der Hinterlegung der fünfzigsten  Ratifikations-
urkunde in Kraft.  Im November 2002 ratifizierte  Liberia als 188. Staat die Konven-
tion4. Die Klimarahmenkonvention ist damit ein nahezu weltweit gültiges inter-
nationales Umweltschutzabkommen. 

I. Das mehrstufige Klimaschutzregime 

Mit der Verabschiedung der Klimarahmenkonvention wählten die Vertrags-
parteien einer neueren internationalen umweltrechtlichen Praxis folgend ein zwei-
stufiges Verfahren 5. In einem ersten Schritt einigten sie sich auf allgemeine Ziele 
und Grundsätze ihrer Zusammenarbeit; dieser Rahmen wurde in der Klima-
rahmenkonvention festgeschrieben. Konkretisiert werden diese Ziele in einem 
zweiten Schritt durch Protokolle, die sich als Folgeübereinkommen an den durch 
die Rahmenkonvention gesetzten Rahmen halten müssen und diesen ausfüllen6. 
Im Dezember 1997 verabschiedete die dritte Vertragsstaatenkonferenz  auf der 
Grundlage der Klimarahmenkonvention das Kyoto Protokoll. Es ist bisher nicht 
in Kraft  getreten. Beide Übereinkommen sind völkerrechtliche Verträge und als 
solche ab dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens  grundsätzlich rechtlich bindend. 
Das Kyoto Protokoll setzt das Ziel der Klimarahmenkonvention um, das Klima-
system der Erde vor gefährlichen anthropogen bedingten Störungen zu schüt-

BGB1. 1993 II, S. 1784. Der englische Titel der Konvention lautet „Framework Convention 
on Climate Change". Hierfür  wird die Abkürzung FCCC gebraucht. Diese Abkürzung wird 
nachfolgend verwendet, wenn auf das Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen Bezug genommen wird. Zur Klimarahmenkonvention siehe ausführlich 
Stefan  Schuppert,  Steuerungsinstrumente; Daniel  Bodansky,  Climate Change, S. 60 ff.;  Da-
niel  Bodansky,  Framework Convention on Climate Change, S. 451 ff.;  Laurence  Boisson de 
Chazournes,  Framework Convention on Climate Change, S. 285 ff.;  Laurence  Boisson de 
Chazournes,  Réchauffement  planétaire, S. 43 ff.;  David Hodas,  Climate Change Convention, 
S. 75 ff.;  John Lanchbery /Owen  Greene,  Framework Convention on Climate Change, 
S. 357 ff.;  Leigh McAllister,  Climate Change Convention, S. 484 ff.;  Martina  Palm-Risse , 
Der blaue Planet, S. 122 ff.;  Meinhard  Schröder,  Klimaschutz, S. 191 ff.;  Taina  Susiluoto/ 
Karoliina  Anttonen,  Framework Convention on Climate Change, S. 58 ff.;  Roda Verheyen, 
Klimaschutz, S. 29 ff.  Zur Verhandlungsgeschichte Elizabeth  P. Barratt-Brown/Scott  A. 
Hajost/John  H. Sterne,  Global Warming, S. 103 ff.;  Roland  Geres,  Klimapolitik. Siehe auch 
Udo  Ernst  Simonis,  Klimakonvention, S. 10 ff. 

3 Hierzu und zu den anderen bei der Rio-Konferenz verabschiedeten Abkommen siehe 
statt aller Michael  Grubb/Matthias  Koch/Abby  Munson/Francis Sullivan/ Koy  Thomson, 
Earth Summit Agreements. 

4 Zum Stand der Ratifikationen der Klimarahmenkonvention siehe www.unfccc.int. 
5 Rudolf  Dolzer,  Konvention zum Schutz des Klimas, S. 957. Siehe bereits Rudolf  Dolzer, 

Atmosphere, S. 293 f. Vgl. Michael  Bothe,  Framework Convention, S. 240 ff. 
6 Siehe Reimund  Schwarze,  Klimapolitik, S. 93; George  W. Downs/Kyle W. Danish/ Peter 

Ν. Barsoom,  Transformational Model, S. 465 ff.,  insbesondere S. 488 ff.;  Betsy Baker  Roben, 
Global Atmospheric Components, S. 205 f. 

http://www.unfccc.int
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zen7. Es verpflichtet insbesondere bestimmte Staaten zu einer Reduktion ihrer 
Treibhausgasemissionen. Die wesentlichen konkreten Pflichten für die Vertrags-
parteien ergeben sich primär, aber nicht ausschließlich aus dem Kyoto Protokoll. 
Bereits in der Klimarahmenkonvention verpflichteten sich die Vertragsparteien 
dazu, Berichte über ihre Treibhausgasemissionen und die von ihnen getroffenen 
Maßnahmen zum Schutz des Klimas zu erstellen8. 

Dieses zweistufige Verfahren,  bei dem zuerst ein Rahmenübereinkommen ver-
abschiedet und dieses anschließend durch ein Protokoll konkretisiert wird, hat sich 
bei den internationalen Verhandlungen zum Schutz des Klimasystems bewährt. 
Auf diese Weise konnten die Vertragsparteien der Klimarahmenkonvention in 
einem ersten Schritt das gemeinsame Ziel, das Klimasystem der Erde vor gefähr-
lichen anthropogen bedingten Störungen zu bewahren, festschreiben und allge-
meine Grundsätze festlegen. Auf der Grundlage dieses Konsenses wurde dann in 
einem zweiten Schritt das Kyoto Protokoll erarbeitet. Inzwischen ist deutlich ge-
worden, dass auch dieses durch weitere Detailregelungen konkretisiert werden 
muss. Dieses dann drei- oder mehrstufige Verfahren  erleichtert eine dynamische 
Weiterentwicklung des internationalen Klimaschutzregimes. Die Vertragsparteien 
können den jeweiligen Stand ihres Konsenses unter Einbeziehung der neuesten 
wissenschaftlichen Erkenntnisse in einem verbindlichen Vertrag festschreiben, um 
dann auf dieser Grundlage die Verhandlungen fortzuführen.  Dies entlastet die Ver-
handlungen dadurch, dass zunächst Ziele und Grundsätze geklärt werden können, 
um dann spezifische Detailfragen zu regeln9. Mehrstufige Abkommen setzen 
allerdings voraus, dass alle Vertragsparteien an einem einmal gefundenen Konsens 
festhalten und diesen fortentwickeln und umsetzen wollen. 

I I . Das Ziel der Klimarahmenkonvention 
und des Kyoto Protokolls 

Gemäß Art. 2 FCCC ist Ziel10 der Klimarahmenkonvention und aller damit 
zusammenhängenden Rechtsinstrumente, „die Stabilisierung der Treibhausgas-
konzentrationen in der Atmosphäre auf einem Niveau zu erreichen, auf dem eine 
gefährliche anthropogen bedingte Störung des Klimasystems verhindert wird. Ein 
solches Niveau sollte innerhalb eines Zeitraums erreicht werden, der ausreicht, da-
mit sich die Ökosysteme auf natürliche Weise den Klimaänderungen anpassen kön-
nen, die Nahrungsmittelerzeugung nicht bedroht wird und die wirtschaftliche Ent-
wicklung auf nachhaltige Weise fortgeführt  werden kann." Dieses in Art. 2 FCCC 

7 Dieses Ziel ist in Art. 2 FCCC definiert, 
s Art. 12 FCCC. 
9 Siehe Rudolf  Dolzer,  Konvention zum Schutz des Klimas, S. 958. 
1 0 In der deutschen Übersetzung wird von „Endziel" gesprochen. Im englischen Text wird 

dieses Ziel als „ultimate objective" bezeichnet. Hierzu Rudolf  Dolzer,  Convention on Climate 
Change, S. 134. 
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